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Pressemitteilung vom 04.05.2006

„Wer anschafft, soll auch zahlen“

Industrie und Gemeinden wollen Stabilisierung der Kommunalfinanzen

Stuttgart.   Besorgt über den Einbruch der kommunalen Investitionskraft äußern sich der Landesverband der Industrie und der Gemeindetag. „Dadurch leidet der Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg,“ sagte LVI-Präsident Dr. Hans-Eberhard Koch. „Die Auftragsverluste sind vor allem für die Bauwirtschaft und den damit zusammenhängenden Arbeitsmarkt verheerend.“

Auf die ständig gestiegenen Ausgabeverpflichtungen der Gemeinden wies Gemeindetagspräsident Roger Kehle hin. „Der unentwegte Anstieg der Ausgaben im sozialen Bereich ist den Gemeinden nicht mehr zumutbar.“

In einem Positionspapier verlangen beide Verbände eine Stabilisierung der Gemeindefinanzen. Der Grundsatz „wer anschafft, soll auch zahlen“ müsse generell gelten. Bei einer Übertragung von Aufgaben an die Gemeinden oder bei deren Ausweitung müsse der Gesetzgeber das in vollem Umfang beachten. Auch die einschlägige Regelung in Artikel 71 Absatz 3 der Landesverfassung müsse in diesem Sinne präzisiert werden.

Artikel 71 Absatz 3 der Landesverfassung sichert den Gemeinden einen finanziellen Ausgleich für ihnen vom Land übertragene Aufgaben zu. Vom Schutz kommunaler Interessen durch Art. 71 Abs. 3 LV sind aber insbesondere nicht umfasst:

- Ausweitung / Intensivierung von Aufgaben,

- Aufgabenübertragung durch untergesetzliche Maßnahmen,

- Belastungen durch Maßnahmen des Bundes,

- Eingriffe in den kommunalen Finanzausgleich / zur Deckung des Landeshaushalts.
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